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Ehemaliges Jugoslawien 

S I C H E R H E I T S R A T - Erklärung des Präsiden­
ten vom 8. Januar 1996 (UN-Dok. S/PRST/ 
1996/2) 

A u f der 3617. Sitzung des Sicherheitsrats am 8. Ja­
nuar 1996 gab der Präsident des Sicherheitsrats im 
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes 
>Die Situation in Kroatien* durch den Rat im Na­
men des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den gemäß seiner Resoluti­
on 1019( 1 995 ) vom 9. November 1995 über Kroa­
tien vorgelegten Bericht des Generalsekretärs vom 
21. Dezember 1995 (S/1995/1051 ) geprüft und hat 
insbesondere von der humanitären Situation und 
den Menschenrechtsverletzungen, die darin be­
schrieben werden. Kenntnis genommen. 
Der Sicherheitsrat verurteilt entschieden die in 
dem Bericht des Generalsekretärs beschriebenen 
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und 
die Menschenrechte in den ehemaligen Sektoren 
Nord und Süd in der Republik Kroatien, nament­
lich die Tötung von mehreren hundert Zivilperso­
nen, die systematischen und weitverbreiteten Plün­
derungen und Brandstiftungen und anderen For­
men der Zerstörung von Vermögenswerten. Der 
Rat verleiht seiner tiefen Sorge darüber Ausdruck, 
daß die Zahl der bisher vor Gericht gestellten Täter 
in einem krassen Mißverhältnis zu der Zahl der ge­
meldeten Verstöße gegen das humanitäre Völker­
recht und die Menschenrechte steht. Der Rat for­
dert die Regierung der Republik Kroatien nach­
drücklich auf, alles zu tun, um alle Täter festzu­
nehmen und umgehend vor Gericht zu stellen. 
Der Sicherheitsrat ist beunruhigt über die huma­
nitäre Lage und die Sicherheitssituation der vor­
wiegend älteren serbischen Bevölkerung, die in 
den ehemaligen Sektoren der Republik Kroatien 
geblieben ist. Der Rat ist ernsthaft besorgt über die 
in dem Bericht enthaltenen Informationen, denen 
zufolge es nach wie vor zu umfangreichen Akten 
der Drangsalierung und Einschüchterung. Plünde­
rungen von Vermögenswerten und anderen 
Mißbrauchen kommt. Er verlangt erneut, daß die 
Regierung der Republik Kroatien dringende Maß­
nahmen ergreift, um allen derartigen Handlungen 
sofort ein Ende zu setzen, und fordert die Regie­
rung der Republik Kroatien auf, der serbischen Be­
völkerung dringend benötigte Nahrungsmittel, 
ärztliche Betreuung und angemessene Behausung 
zur Verfügung zu stellen. 

Der Sicherheitsrat bekräftigt, daß alle, die Ver­
stöße gegen das humanitäre Völkerrecht begehen, 
für diese Handlungen individuell verantwortlieh 
gemacht werden. Er weist mit Bestürzung darauf 
hin, daß die Regierung der Republik Kroatien dem 
auf Grund seiner Resolution 827( 1993) geschaffe­
nen Internationalen Gericht bislang noch nicht die 
Personen in Gewahrsam übergeben hat, gegen die 
von dem Gericht Anklage erhoben worden ist, und 
gibt seiner Besorgnis darüber Ausdruck, daß einer 
dieser Angeklagten vor kurzem auf einen Posten in 
der kroatischen Armee berufen wurde. Der Rat er­
klärt erneut, daß alle Staaten mit dem Internationa­
len Gericht und seinen Organen voll zusammenar­
beiten müssen. 

Der Sicherheitsrat gibt seiner tiefen Besorgnis 
über die Situation der Flüchtlinge aus der Republik 
Kroatien Ausdruck, die zurückzukehren wün­
schen. Der Rat teilt die Auffassung des Generalse­
kretärs, daß das Recht der während der militäri­
schen Operationen geflohenen Angehörigen der 
serbischen Bevölkerung, in Sicherheit und Würde 
an ihre Heimstätten zurückzukehren, durch das 
Fehlen konstruktiver Maßnahmen zur Erleichte­
rung ihrer Rückkehr schwer beeinträchtigt wird. 
Der Rat verlangt erneut, daß die Regierung der Re­
publik Kroatien die Rechte der Angehörigen der 
örtlichen serbischen Bevölkerung voll achtet, 
einschließlich ihres Rechts, in Sicherheit an Ort 
und Stelle zu verbleiben, sich wegzubegeben oder 
zurückzukehren, und verlangt, daß die Regierung 
Bedingungen schafft, die der Rückkehr dieser Per­
sonen förderlich sind, und daß sie umgehend Ver­
fahren einrichtet, um die Bearbeitung der Anträge 
rückkehrwilliger Personen zu erleichtern. Er for­
dert die Regierung der Republik Kroatien außer­
dem nachdrücklich auf. alles zu unterlassen, was 
sich nachteilig auf die Wahrnehmung des Rechts 
auf Rückkehr auswirken könnte. 
Der Sicherheitsrat fordert die Republik Kroatien 
erneut auf. alle Fristen aufzuheben, vor deren Ab­
lauf die Flüchtlinge zurückgekehrt sein müssen, 
um ihr Eigentum zurückfordern zu können. Der 
Rat stellt fest, daß der von der Regierung der Re­
publik Kroatien am 27. Dezember 1995 gefaßte 
Beschluß, die in dem einschlägigen kroatischen 
Gesetz gesetzte Frist vorläufig aufzuheben, ein 
Schritt in die richtige Richtung ist. Der Rat wird 
genau weiterverfolgen, ob die Republik Kroatien 
solche Fristen endgültig aufhebt. 
Der Sicherheitsrat nimmt mit Genugtuung Kennt­
nis von dem Beschluß der Regierung der Republik 
Kroatien vom 30. Dezember 1995, die Strafverfah­
ren gegen 455 unter dem Verdacht der bewaffne­
ten Rebellion in Haft genommene örtliche Serben 
einzustellen und diese freizulassen. Der Rat for­
dert die Regierung der Republik Kroatien auf, ge­
eignete Maßnahmen zu ergreifen, um den in dem 
Gebiet verbliebenen Serben, die festgenommen 
und der Begehung von Kriegsverbrechen oder der 
bewaffneten Rebellion beschuldigt worden sind, 
das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren zu ge­
währleisten. 

Der Sicherheitsrat stellt fest, daß sichergestellt 
werden muß, daß die Rechte der Angehörigen der 
serbischen Minderheit im Rahmen der Gesetze 
und der Verfassung der Republik Kroatien ausrei­
chend geschützt sind. Er fordert die Regierung 
Kroatiens nachdrücklich auf, ihren in dem Bericht 
des Generalsekretärs beschriebenen Beschluß über 
die Aussetzung mehrerer Artikel des Verfassungs­
gesetzes über die Menschenrechte und Freiheiten 
und die Rechte der nationalen und ethnischen Ge­
meinschaften in der Republik Kroatien rückgängig 
zu machen. Der Rat betont, daß die strikte Achtung 
der Rechte der Angehörigen der serbischen M i n ­
derheit auch für die Umsetzung des Grundabkom­
mens vom 12. November 1995 über die Region 
Ostslawonien, Baranja und Westsirmien (S/1995/ 
951, Anlage) von großer Wichtigkeit sein wird. 
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, 
den Rat regelmäßig über den Stand der Maßnah­
men unterrichtet zu halten, welche die Regierung 
der Republik Kroatien zur Durchführung der Re­

solution l()19( 1995) und zur Erfüllung der in die­
ser Erklärung dargelegten Forderungen unter­
nimmt, ersucht den Generalsekretär, ihm bis späte­
stens 15. Februar 1996 über diese Angelegenheit 
Bericht zu erstatten, und gibt seiner Absicht Aus­
druck, nach Bedarf tätig zu werden. 
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be­
laßt bleiben.« 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Einrichtung 
der Übergangsverwaltung der Vereinten Natio­
nen für Ostslawonien, die Baranja und Westsir­
mien (UNTAES). - Resolution 1037(1996) 
vom 15. Januar 1996 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine früheren einschlägigen 

Resolutionen, insbesondere seine Resolutio­
nen 1023(1995) vom 22. November 1995 und 
1025(1995) vom 30. November 1995. 

- in erneuter Bekräftigung seines Eintretens für 
die Unabhängigkeit . Souveränität und territo­
riale Unversehrtheit der Republik Kroatien und 
in dieser Hinsicht betonend, daß die Gebiete 
Ostslawonien, die Baranja und Westsirmien in­
tegrierende Bestandteile der Republik Kroatien 
sind, 

- in Bekräftigung der Bedeutung, die er der vol­
len Achtung der Menschenrechte und Grund­
freiheiten aller Menschen in diesen Gebieten 
beimißt. 

- mit dem Ausdruck seiner Unterstützung für das 
Grundabkommen über die Region Ostslawoni­
en. Baranja und Westsirmien (S/1995/951. An­
hang), das am 12. November 1995 von der Re­
gierung der Republik Kroatien und der örtli­
chen serbischen Gemeinschaft unterzeichnet 
wurde (im folgenden >Grundabkommen< ge­
nannt), 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 13. Dezember 1995 (S/1995/ 
1028*), 

- unter Betonung der Bedeutung, die er der ge­
genseitigen Anerkennung der Nachfolgestaa­
ten der ehemaligen Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien innerhalb ihrer interna­
tional anerkannten Grenzen beimißt. 

- in dem Wunsche, die Parteien in ihren 
Bemühungen um eine friedliche Regelung ih­
rer Meinungsverschiedenheiten zu unterstüt­
zen und so zur Herbeiführung des Friedens in 
der gesamten Region beizutragen. 

- unter Betonung der Verpflichtung der Mit ­
gliedstaaten, allen ihren gegenüber den Verein­
ten Nationen eingegangenen Verpflichtungen 
im Zusammenhang mit den Friedenssiche­
rungseinsätzen der Vereinten Nationen im ehe­
maligen Jugoslawien nachzukommen, 

- feststellend, daß die Situation in Kroatien nach 
wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit darstellt, 

- entschlossen, die Sicherheit und Bewegungs­
freiheit des Personals des Friedenssicherungs­
einsatzes der Vereinten Nationen in der Repu­
blik Kroatien zu gewährleisten, und zu diesem 
Zweck tätig werdend nach Kapitel V I I der 
Charta der Vereinten Nationen. 

1. beschließt, für einen Anfamiszeitraum von 12 
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Monaten für die in dem Grundabkommen ge­
nannte Region einen Friedenssicherungsein­
satz der Vereinten Nationen einzurichten, der 
über sowohl militärische als auch zivile Antei­
le verfügen und den Namen >Übergangsver-
waltung der Vereinten Nationen für Ostslawo­
nien, die Baranja und Westsirmien< (UNTA-
ES) tragen wird; 

2. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit 
den Parteien und mit dem Sicherheitsrat einen 
Übergangsadministrator zu ernennen, der die 
Gesamtautorität über die zivilen und militäri­
schen Anteile der UNTAES innehaben und die 
der Übergangsverwaltung in dem Grundab­
kommen übertragenen Befugnisse ausüben 
wird; 

3. beschließt, daß die Entmilitarisierung der Re­
gion, wie in dem Grundabkommen vorgese­
hen, binnen 30 Tagen ab dem Tag abgeschlos­
sen sein soll, an dem der Generalsekretär dem 
Rat auf der Grundlage der Bewertung des 
Übergangsadministrators mitteilt, daß der mi­
litärische Anteil der UNTAES disloziert wor­
den ist und bereit steht, seine Mission durchzu­
führen; 

4. ersucht den Generalsekretär, dem Rat monat­
lich über die Tätigkeit der UNTAES und die 
Durchführung des Grundabkommens durch die 
Parteien Bericht zu erstatten, wobei der erste 
Bericht binnen einer Woche nach dem vorge­
sehenen Abschluß der Entmilitarisierung nach 
Ziffer 3 vorzulegen ist; 

5. fordert die Parteien nachdrücklich auf, von al­
len einseitigen Handlungen Abstand zu neh­
men, die die Übergabe von der UNCRO auf die 
UNTAES oder die Durchführung des Grund­
abkommens behindern könnten, und ermutigt 
sie, auch weiterhin vertrauensbildende Maß­
nahmen zur Förderung eines Klimas des ge­
genseitigen Vertrauens zu ergreifen; 

6. beschließt, daß er spätestens 14 Tage nach dem 
vorgesehenen Abschluß der Entmilitarisierung 
nach Ziffer 3 überprüfen wird, ob die Parteien 
den Willen gezeigt haben, das Grundabkom­
men durchzuführen, unter Berücksichtigung 
der Handlungen der Parteien und der dem Rat 
vom Generalsekretär bereitgestellten Informa­
tionen; 

7. fordert die Parteien auf. ihre Verpflichtungen 
aus dem Grundabkommen streng zu befolgen 
und mit der UNTAES voll zu kooperieren; 

8. beschließt, das Mandat der UNTAES erneut zu 
prüfen, falls er zu irgendeinem Zeitpunkt vom 
Generalsekretär einen Bericht erhält, wonach 
die Parteien ihre Verpflichtungen aus dem 
Grundabkommen in erheblicher Weise nicht 
eingehalten haben; 

9. ersucht den Generalsekretär, dem Rat späte­
stens am 15. Dezember 1996 über die U N T A ­
ES und die Durchführung des Grundabkom­
mens Bericht zu erstatten, und bringt seine Be­
reitschaft zum Ausdruck, die Situation im 
Lichte dieses Berichts zu überprüfen und ge­
eignete Maßnahmen zu ergreifen; 

10. beschließt, daß der militärische Anteil der UN­
TAES aus einer Truppe mit einer anfänglichen 
Personalstärke von bis zu 5000 Soldaten beste­
hen und den folgenden Auftrag haben wird: 
a) Überwachung und Erleichterung der von 

den Parteien des Grundabkommens durch­
geführten Entmilitarisierung gemäß dem 
Plan und den Verlähren, die von der U N ­
TAES festgelegt werden; 

b) Überwachung der freiwilligen und siche­
ren Rückkehr der Flüchtlinge und Vertrie­
benen an ihre Heimstätten in Zusammenar­

beit mit der Hohen Kommissarin der Ver­
einten Nationen für Flüchtlinge, wie im 
Grundabkommen vorgesehen; 

c) durch ihre Präsenz Leistung eines Beitrags 
zur Erhaltung des Friedens und der Sicher­
heit in der Region; und 

d) sonstige Unterstützung bei der Durch­
führung des Grundabkommens; 

11. beschließt, daß im Einklang mit den in den Zif­
fern 12 bis 17 des Berichts des Generalse­
kretärs vom 13. Dezember 1995 genannten 
Zielen und Aufgaben der zivile Anteil der U N ­
TAES den folgenden Auftrag hat: 
a) so bald wie möglich, wie in Ziffer 16 a) des 

Berichts des Generalsekretärs vorgesehen, 
Aufstellung einer vorläufigen Polizei, 
Festlegung ihres Aufbaus und Personal­
stands, Erstellung eines Ausbildungspro­
gramms und Überwachung seiner Durch­
führung sowie Überwachung der Behand­
lung von Straffälligen und des Strafvoll­
zugssystems; 

b) Wahrnehmung von Aufgaben im Zusam­
menhang mit der zivilen Verwaltung, wie 
in Ziffer 16 b) des Berichts des Generalse­
kretärs vorgesehen; 

c) Wahrnehmung von Aufgaben im Zusam­
menhang mit dem Funktionieren der öf­
fentlichen Dienste, wie in Ziffer 16 c) des 
Berichts des Generalsekretärs vorgesehen; 

d) Erleichterung der Rückkehr der Flüchtlin­
ge, wie in Ziffer 16 e) des Berichts des Ge­
neralsekretärs vorgesehen; 

e) Organisation von Wahlen, Hilfestellung 
bei ihrer Abwicklung und Bestätigung der 
Ergebnisse, wie in Ziffer 16 g) des Berichts 
des Generalsekretärs und in Ziffer 12 des 
Grundabkommens vorgesehen; und 

f) Durchführung der anderen im Bericht des 
Generalsekretärs beschriebenen Tätigkei­
ten, einschließlich Hilfestellung bei der 
Koordinierung der Pläne für die Entwick­
lung und den wirtschaftlichen Wiederauf­
bau der Region, sowie der in Ziffer 12 be­
schriebenen Tätigkeiten; 

12. beschließt, daß die UNTAES außerdem die 
Einhaltung der von den Parteien eingegange­
nen Verpflichtung, wie in dem Grundabkom­
men näher ausgeführt, überwachen wird, höch­
sten Anforderungen Genüge zu tun, was die 
Achtung der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten angeht, und daß sie eine Atmosphäre des 
Vertrauens zwischen allen ortsansässigen Per­
sonen ungeachtet ihrer ethnischen Herkunft 
fördern, die Minenräumung des Geländes in­
nerhalb der Region überwachen und erleich­
tern und eine aktive Öffentlichkeitsarbeit be­
treiben wird; 

13. fordert die Regierung der Republik Kroatien 
auf, die UNTAES und das Verbindungsbüro der 
Vereinten Nationen in Zagreb in die Definition 
der >Friedenstruppen und -einsätze der Verein­
ten Nationen in Kroatien« in dem derzeitigen 
Abkommen mit den Vereinten Nationen über 
die Rechtsstellung der Truppen aufzunehmen, 
und ersucht den Generalsekretär, dringend und 
spätestens bis zu dem in Ziffer 3 genannten Zeit­
punkt zu bestätigen, ob dies geschehen ist; 

14. beschließt, daß die Mitgliedstaaten, einzel­
staatlich oder über regionale Organisationen 
oder Abmachungen tätig werdend, auf Ersu­
chen der UNTAES und auf der Grundlage von 
den Vereinten Nationen mitgeteilten Verfahren 
alle erforderlichen Maßnahmen, einschließlich 
der Luftnahunterstützung, zur Verteidigung 
der UNTAES und gegebenenfalls zur Unter­

stützung des Abzugs der UNTAES ergreifen 
können; 

15. ersucht die UNTAES und die vom Rat in Reso­
lution 1031(1995) vom 15. Dezember 1995 ge­
nehmigte multinationale Friedensumsetzungs­
truppe (IFOR), gegebenenfalls sowohl mitein­
ander als auch mit dem Hohen Beauftragten zu 
kooperieren; 

16. fordert die Parteien des Grundabkommens auf, 
mit allen Organen und Organisationen, die bei 
den Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Grundabkommens im Ein­
klang mit dem Mandat der UNTAES behilflich 
sind, zu kooperieren; 

17. ersucht alle in der Region tätigen internationa­
len Organisationen und Organe, in enger Ab­
stimmung mit der UNTAES vorzugehen; 

18. fordert die Staaten und die internationalen Fi­
nanzinstitutionen auf, bei den Bemühungen zur 
Förderung der Entwicklung und des wirtschaft­
lichen Wiederaufbaus der Region zu kooperie­
ren und Unterstützung zu leisten; 

19. unterstreicht den Zusammenhang zwischen der 
Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Grund­
abkommen durch die Parteien und der Bereit­
schaft der internationalen Gemeinschaft, Fi­
nanzmittel für Wiederaufbau und Entwicklung 
bereitzustellen; 

20. bekräftigt, daß alle Staaten mit dem Internatio­
nalen Gericht für das ehemalige Jugoslawien 
und seinen Organen im Einklang mit den Be­
stimmungen der Resolution 827(1993) vom 
25. Mai 1993 und dem Statut des Internationa­
len Gerichts voll zu kooperieren haben und 
gemäß Artikel 29 des Statuts den Rechtshil­
feersuchen oder den von einer Strafkammer er­
lassenen Verfügungen nachzukommen haben; 

21. betont, daß die UNTAES mit dem Internatio­
nalen Gericht bei der Wahrnehmung seines 
Auftrags kooperieren wird, einschließlich im 
Hinblick auf den Schutz der vom Leiter der 
Anklagebehörde benannten Orte und der Per­
sonen, die für das Internationale Gericht Er­
mittlungen durchführen; 

22. ersucht den Generalsekretär, dem Rat so bald 
wie möglich einen Bericht über die Möglich­
keit zur Prüfung vorzulegen, daß das Gastland 
einen Beitrag zur Bestreitung der Kosten des 
Einsatzes leistet; 

23. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Überwa­
chung der Entmilitarisierung der Halbinsel 
Prevlaka in Kroatien. - Resolution 1038(1996) 
vom 15. Januar 1996 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine früheren einschlägigen 

Resolutionen, insbesondere seine Resolutio­
nen 779(1992) vom 6. Oktober 1992, 981 
(1995) vom 31. März 1995 und 1025(1995) 
vom 30. November 1995, 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 13. Dezember 1995 (S/1995/ 
1028*), 

- in erneuter Bekräftigung seines Eintretens für 
die Unabhängigkeit , Souveränität und territo­
riale Unversehrtheit der Republik Kroatien, 

- im Hinblick auf die von den Präsidenten der 
Republik Kroatien und der Bundesrepublik Ju­
goslawien am 30. September 1992 in Genf un­
terzeichnete Gemeinsame Erklärung, in der sie 
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ihre Vereinbarung betreffend die Entmilitari-
sierung der Halbinsel Prevlaka bekräftigten, 
unter Hervorhebung des Beitrags, den diese 
Entmilitarisierung zum Abbau der Spannungen 
in der Region geleistet hat, sowie unter Beto­
nung der Notwendigkeit, daß die Republik 
Kroatien und die Bundesrepublik Jugoslawien 
eine Regelung vereinbaren, durch die ihre Mei­
nungsverschiedenheiten auf friedlichem Wege 
beigelegt werden, 

- unter Betonung der Wichtigkeit, die er der ge­
genseitigen Anerkennung der Nachfolgestaa­
ten der ehemaligen Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien innerhalb ihrer interna­
tional anerkannten Grenzen beimißt, 

- feststellend, daß die Situation in Kroatien nach 
wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit darstellt, 

1. ermächtigt die Militärbeobachter der Verein­
ten Nationen, die Entmilitarisierung der Halb­
insel Prevlaka im Einklang mit den Resolutio­
nen 779(1992) und 981(1995) und den Ziffern 
19 und 20 des Berichts des Generalsekretärs 
vom 13. Dezember 1995 während eines drei­
monatigen Zeitraums weiter zu überwachen, 
wobei dieser Zeitraum um weitere drei Mona­
te verlängert wird, wenn der Generalsekretär 
einen Bericht vorlegt, wonach eine solche 
Verlängerung auch weiterhin zum Abbau 
der Spannungen in dem Gebiet beitragen 
würde; 

2. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum 
15. März 1996 zur umgehenden Behandlung 
einen Bericht vorzulegen über die Situation auf 
der Halbinsel Prevlaka und über die Fortschrit­
te, die die Republik Kroatien und die Bundes­
republik Jugoslawien auf dem Weg zu einer 
Regelung erzielt haben, durch die ihre Mei­
nungsverschiedenheiten auf friedlichem Wege 
beigelegt würden, sowie über die Möglichkeit 
der Verlängerung des bestehenden Mandats 
oder der Übernahme der Aufgabe, die Entmili­
tarisierung der Halbinsel Prevlaka zu überwa­
chen, durch eine andere internationale Organi­
sation; 

3. ersucht die Militärbeobachter der Vereinten 
Nationen und die multinationale Friedensum­
setzungstruppe (IFOR), deren Einrichtung 
vom Rat in Resolution 1031(1995) vom 15. 
Dezember 1995 genehmigt wurde, voll mitein­
ander zusammenzuarbeiten; 

4. beschließt, mit dieser Angelegenheit aktiv be­
faßt zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Dislozie­
rung von Militärbeobachtern als Teil der Über­
gangsverwaltung der Vereinten Nationen für 
Ostslawonien, die Baranja und Westsirmien 
(UNTAES). - Resolution 1043(1996) vom 31. 
Januar 1996 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolution 1037 

(1996) vom 15. Januar 1996, mit der er die 
Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen 
für Ostslawonien, die Baranja und Westsirmi­
en (UNTAES) eingerichtet hat, 

- nach Behandlung des Schreibens des General­
sekretärs vom 26. Januar 1996 an den Präsi­
denten des Sicherheitsrats (S/1996/66), 

1. beschließt, als Teil der UNTAES und im Ein­
klang mit den Bestimmungen der Resolution 
1037(1996), die Dislozierung von 100 Militär­

beobachtern für einen Zeitraum von sechs Mo­
naten zu genehmigen; 

2. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Personelle 
Verstärkung der Präventiveinsatztruppe der 
Vereinten Nationen (UNPREDEP) in der ehe­
maligen jugoslawischen Republik Mazedoni­
en. - Resolution 1046(1996) vom 13. Februar 
1996 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä­

gigen Resolutionen und insbesondere die Re­
solution 1027(1995) vom 30. November 1995, 
mit der er das Mandat der Präventiveinsatz­
truppe der Vereinten Nationen (UNPREDEP) 
in der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien bis zum 30. Mai 1996 verlängert 
hat, 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 30. Januar 1996 (S/1996/65*) und 
seines an den Ratspräsidenten gerichteten 
Schreibens vom 6. Februar 1996 sowie der da­
zugehörigen Anlage (S/1996/94), 

1. beschließt, für die Dauer des derzeitigen Man­
dats eine Erhöhung der Truppenstärke der U N ­
PREDEP um 50 Soldaten zu genehmigen, um 
die weitere Präsenz einer Pionierkapazität zur 
Unterstützung ihrer Tätigkeit zu gewährlei­
sten; 

2. billigt die Schaffung der Position eines Kom­
mandeurs der UNPREDEP; 

3. ersucht den Generalsekretär, dem Rat späte­
stens bis zum 20. Mai 1996 im Lichte der Ent­
wicklungen in der Region weitere Empfehlun­
gen betreffend die Zusammensetzung, die Stär­
ke und das Mandat der UNPREDEP vorzule­
gen; 

4. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

S I C H E R H E I T S R A T - Erklärung der Präsidentin 
vom 23. Februar 1996 (UN-Dok. S/PRST/1996/8) 

A u f der 3633. Sitzung des Sicherheitsrats am 23. Fe­
bruar 1996 gab die Präsidentin des Sicherheitsrats 
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk­
tes >Die Situation in Kroatien< durch den Rat im Na­
men des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den gemäß seiner Resoluti­
on 1019(1995) über Kroatien vorgelegten weiteren 
Bericht des Generalsekretärs vom 14. Februar 
1996 (S/1996/109) geprüft. 
Der Sicherheitsrat verweist auf die Erklärung sei­
nes Präsidenten vom 8. Januar 1996 (S/PRST/ 
1996/2). Der Rat erkennt an, daß die Anzahl der 
Menschenrechtsverletzungen stark zurückgegan­
gen ist. Er gibt jedoch seiner Besorgnis darüber 
Ausdruck, daß vereinzelt über Tötungen und son­
stige Menschenrechtsverletzungen berichtet wird. 
Der Rat erkennt außerdem an, daß die kroatische 
Regierung beträchtliche Fortschritte bei der Linde­
rung der humanitären Notsituation der vorwiegend 
älteren serbischen Bevölkerung erzielt hat, die in 
den ehemaligen Sektoren der Republik Kroatien 
verblieben ist. Der Rat geht davon aus, daß die 
kroatische Regierung die Sicherheit und das Wohl 

dieser Bevölkerung gewährleisten und die Ge­
währung grundlegender humanitärer Hilfe sicher­
stellen wird, einschließlich des Zugangs zu Ge­
sundheitseinrichtungen, einer Altersversorgung 
und Eigentum. Der Rat geht außerdem davon aus, 
daß die kroatische Regierung die strafrechtliche 
Verfolgung derjenigen, die verdächtigt werden, 
Verletzungen des humanitären Völkerrechts und 
der Menschenrechte gegen die örtliche serbische 
Minderheit begangen zu haben, energisch voran­
treiben wird. 
Der Sicherheitsrat fordert die kroatische Regie­
rung auf, ernsthaft zu erwägen, ortsansässigen Ser­
ben, die sich auf Grund ihrer angeblichen Teilnah­
me an dem Konflikt nach wie vor in Haft befinden, 
Amnestie zu gewähren. 
Der Sicherheitsrat wiederholt, daß alle Staaten mit 
dem gemäß seiner Resolution 827( 1993) geschaf­
fenen Internationalen Gericht und seinen Organen 
voll zusammenarbeiten müssen. Er stellt fest, daß 
demnächst kroatische Rechtsvorschriften erlassen 
werden sollen, die eine volle Zusammenarbeit mit 
dem Internationalen Gericht vorsehen. Der Rat 
fordert die Regierung der Republik Kroatien nach­
drücklich auf, ihre Verpflichtungen im Hinblick 
auf das Internationale Gericht uneingeschränkt 
und unverzüglich wahrzunehmen. 
Der Sicherheitsrat ist weiterhin zutiefst besorgt 
über die Situation der Flüchtlinge aus der Repu­
blik Kroatien, die zurückzukehren wünschen. Er 
verurteilt die Tatsache, daß bislang in dieser Hin­
sicht noch keine wirksamen Maßnahmen ergrif­
fen wurden. Er fordert die kroatische Regierung 
auf, sicherzustellen, daß alle Anträge von Flücht­
lingen rasch bearbeitet werden. Er betont, daß die 
Wahrnehmung ihrer Rechte durch die Angehöri­
gen der örtlichen serbischen Bevölkerung, 
einschließlich ihres Rechts, in Sicherheit und 
Würde an Ort und Stelle zu verbleiben, sich weg­
zubegeben oder zurückzukehren und ihr Eigen­
tum zurückzufordern, nicht von einem Abkom­
men über die Normalisierung der Beziehungen 
zwischen der Republik Kroatien und der Bundes­
republik Jugoslawien abhängig gemacht werden 
kann. Der Rat verlangt, daß die kroatische Regie­
rung sofort Maßnahmen ergreift, um sicherzustel­
len, daß die Betroffenen diese Rechte voll wahr­
nehmen können. Der Rat fordert außerdem die 
kroatische Regierung auf, ihren früheren Be­
schluß, verschiedene, die Rechte von nationalen 
Minderheiten betreffende Artikel des Verfas­
sungsgesetzes auszusetzen, rückgängig zu ma­
chen und mit der Schaffung eines vorläufigen 
Gerichts für Menschenrechtsfragen fortzufahren. 
Er erinnert die kroatische Regierung erneut dar­
an, daß die Förderung einer strikten Achtung der 
Rechte der Angehörigen der serbischen Min­
derheit für die erfolgreiche Umsetzung des 
Grundabkommens vom 12. November 1995 über 
die Region Ostslawonien, Baranja und Westsir­
mien (S/1995/951, Anhang) von Bedeutung ist. 
Der Sicherheitsrat begrüßt und unterstützt es, daß 
die kroatische Regierung der Schaffung einer lang­
fristigen Mission der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa zur Überwachung 
der Einhaltung der Menschenrechte in der gesam­
ten Republik Kroatien zugestimmt hat. Der Rat 
würdigt die wertvolle Arbeit, die von UNCRO und 
der Beobachtermission der Europäischen Gemein­
schaft in diesem Bereich im letzten Jahr geleistet 
wurde. 

Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, 
den Rat regelmäßig unterrichtet zu halten und ihm 
unter anderem unter Rückgriff auf Informationen 
sonstiger zuständiger Organe der Vereinten Natio­
nen, so auch der Hohen Kommissarin der Verein-
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ten Nationen für Flüchtlinge und der Beobachter­
mission der Europäischen Gemeinschaft, in jedem 
Fall bis spätestens zum 20. Juni 1996 über den 
Stand der Maßnahmen Bericht zu erstatten, welche 
die Regierung der Republik Kroatien im Lichte 
dieser Erklärung ergriffen hat. 
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be­
faßt bleiben.« 

S I C H E R H E I T S R A T - E r k l ä r u n g des Präsidenten 
vom 4. Apri 1 1996 (UN-Dok. S/PRST/1996/15 ) 

A u f der 3647. Sitzung des Sicherheitsrats am 
4. Apri l 1996 gab der Präsident des Sicherheitsrats 
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk­
tes >Die Situation in Bosnien und Herzegowina« 
durch den Rat im Namen des Rates die folgende 
Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den gemäß seiner Resoluti­
on 1035(1995) vom 21. Dezember 1995 vorgeleg­
ten Bericht des Generalsekretärs vom 29. März 
1996 (S/1996/210*) sowie den Bericht des Hohen 
Beauftragten für die Durchführung des Friedens­
übere inkommens über Bosnien und Herzegowina 
in der Anlage zu dem Schreiben des Generalse­
kretärs vom 13. März 1996 an den Präsidenten des 
Sicherheitsrats (S/1996/190) geprüft. Der Rat hat 
von beiden Berichten mit Genugtuung Kenntnis 
genommen. 
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die Durch­
führung des Allgemeinen Rahmenübereinkom­
mens für den Frieden in Bosnien und Herzegowina 
und der dazugehörigen Anhänge (zusammen als 
>das Friedensübereinkommen« bezeichnet; S/1995/ 
999, Anhang) im großen und ganzen gemäß dem 
mit diesem Übereinkommen festgelegten Zeitplan 
erfolgt. Er stellt außerdem fest, daß im allgemei­
nen die militärischen Aspekte des Friedensüber­
einkommens zur Zufriedenheit eingehalten wer­
den, wie in dem jüngsten dem Rat vorgelegten Be­
richt über Einsätze der IFOR (S/1996/215, Anhang 
und Anlage) bestätigt wird, und betont, daß sich 
das Hauptgewicht der Durchführungsbemühungen 
der internationalen Gemeinschaft und der bosni­
schen Parteien selbst nun auf die zivilen Aspekte 
des Übereinkommens verlagern sollte. 
Der Sicherheitsrat betont, daß die Hauptverant­
wortung für die Durchführung des Friedensüber-
cinkommens bei den Parteien des Übereinkom­
mens selbst liegt. Er verlangt, daß sie das Frie­
densübereinkommen voll durchführen und den 
echten Willen zu Vertrauens- und sicherheitsbil­
denden Maßnahmen, regionaler Rüstungskontrol­
le, Aussöhnung und dem Auftau einer gemeinsa­
men Zukunft unter Beweis stellen. Er verlangt in 
diesem Zusammenhang, daß die Parteien ihren 
Verpflichtungen bezüglich der Freilassung von 
Gefangenen, der Umsetzung des verfassungsmäßi­
gen Rahmens, des Abzugs ausländischer Streit­
kräfte, der Gewährleistung der Bewegungsfreiheit, 
der Zusammenarbeit mit dem Internationalen Ge­
richt für das ehemalige Jugoslawien, der Rückkehr 
der Flüchtlinge und der Achtung vor den Men­
schenrechten und dem humanitären Völkerrecht 
voll , bedingungslos und ohne weiteren Verzug 
nachkommen. Er fordert die für die Föderation 
Bosnien und Herzegowina zuständigen Behörden 
auf, die Maßnahmen zur Stärkung der Föderation 
energisch voranzutreiben und zu diesem Zweck 
das am 30. März 1996 geschlossene Übereinkom­
men von Sarajevo (S/1996/244) voll duruizu-
führen. 

Der Sicherheitsrat ist insbesondere besorgt über 
den Umstand, daß bisher keine der Parteien die Be­

stimmungen des Friedensübereinkommens betref­
fend die Freilassung von Gefangenen voll einge­
halten hat, trotz ihrer wiederholten Beteuerungen, 
dies zu tun. Der Rat betont, daß es sich bei der Ver­
pflichtung, die Gefangenen freizulassen, um eine 
bedingungslose Verpflichtung handelt. Sich ihr zu 
entziehen, stellt einen schweren Fall von Nichtein­
haltung dar. In diesem Zusammenhang bekräftigt 
der Rat seine Unterstützung für die Schlußfolge­
rungen der Ministertagung der Kontaktgruppe 
vom 23. März 1996 (S/1996/220) und nimmt 
Kenntnis von der Bereitschaft des Hohen Beauf­
tragten, Maßnahmen vorzuschlagen, die in Fällen 
der Nichteinhaltung gegen die jeweilige Partei zu 
ergreifen sind. 

Der Sicherheitsrat bringt seine volle Unterstützung 
für den Hohen Beauftragten zum Ausdruck, des­
sen Aufgabe es ist, die Durchführung des Frie­
densübereinkommens zu überwachen und die be­
teiligten zivilen Organisationen und Stellen im 
Einklang mit Resolution 1031(1995) zu mobilisie­
ren, ihnen gegebenenfalls Anleitung zu erteilen so­
wie ihre Tätigkeit zu koordinieren. Er bringt 
außerdem seine volle Unterstützung für die Missi­
on der Vereinten Nationen in Bosnien und Herze­
gowina ( U N M I B H ) und für die sonstigen an der 
Durchführung des Friedensübereinkommens be­
teiligten internationalen Institutionen und Organi­
sationen zum Ausdruck. Er bekräftigt, daß die 
Durchführung des Friedensübereinkommens auf 
strenge, gerechte und unparteiische Art und Weise 
erfolgen muß. 

Der Sicherheitsrat bringt seine nachdrückliche 
Unterstützung für die Internationale Polizeiein­
satztruppe der U N M I B H (UN-IPTF) zum Aus­
druck. Er stellt fest, daß ein wirksamer Ziv i lpol i ­
zeieinsatz der Vereinten Nationen für die Durch­
führung des Friedensübereinkommens unbedingt 
notwendig ist, und ermutigt die UN-IPTF, ihr 
Mandat im Einklang mit Anhang 1 I des Frie­
densübereinkommens, wie in Resolution 1035 
(1995) angegeben, so aktiv wie möglich wahrzu­
nehmen. Eingedenk der in Anhang 1 1 des Frie­
densübereinkommens enthaltenen Vereinbarung 
der Parteien, die Bewegungsfreiheit des Personals 
der UN-IPTF nicht zu beeinträchtigen und das 
Personal der UN-IPTF in keiner Weise bei der 
Ausübung seiner Verantwortlichkeiten zu behin­
dern, zu stören oder diese zu verzögern, fordert 
der Rat die Parteien auf, dem Personal der U N -
IPTF auf deren Verlangen sofortigen und vol l ­
ständigen Zugang zu jedem Ort, jeder Person, je­
der Aktivität, jedem Verfahren, jeder Aufzeich­
nung und jedem sonstigen Gegenstand oder Er­
eignis in Bosnien und Herzegowina zu gewähren. 
Er nimmt mit Genugtuung von der Beteiligung 
der Mitgliedstaaten an der personellen Besetzung 
der UN-IPTF Kenntnis und fordert diejenigen 
Mitgliedstaaten, die sich bereit erklärt haben, Z i ­
vilpolizisten zur Verfügung zu stellen, nach­
drücklich auf, rasch voll qualifiziertes Personal 
zu entsenden, damit die UN-IPTF bis Mitte Apri l 
den vollen Dislozierungsstand erreicht hat. Er er­
mutigt die UN-IPTF. die Entsendung von Polizei­
beobachtern zu beschleunigen und dabei gleich­
zeitig auf ihre weiterhin hohe Qualifikation zu 
achten. Der Rat bringt außerdem seine nach­
drückliche Unterstützung für das Minenräumzen-
trum der U N M I B H zum Ausdruck und ermutigt 
die Staaten, zum Freiwilligen Treuhandfonds der 
Vereinten Nationen für die Unterstützung bei der 
Minenräumung beizutragen. 
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß der wirtschaftli­
che Wiederaufbau und die Normalisierung im ge­
samten Hoheitsgebiet Bosnien und Herzegowinas 
Schlüsselfaktoren für den Gesamterfolg des Frie­

densumsetzungsprozesses, der Aussöhnung und 
der Reintegration darstellen. Diese Aufgaben er­
fordern den politischen Willen und die ständigen 
Bemühungen von Seiten der bosnischen Parteien 
sowie ein beträchtliches Maß an internationaler 
Unterstützung. Der Rat fordert nachdrücklich, daß 
Projekten zur Erleichterung des Aussöhnungspro­
zesses und der wirtschaftlichen Reintegration des 
gesamten Landes Vorrang eingeräumt wird. Er 
nimmt mit Genugtuung Kenntnis von den Mitteln, 
die bereits in dieser Hinsicht bereitgestellt wurden. 
Er fordert die Staaten und internationalen Institu­
tionen auf, ihren Verpflichtungen in bezug auf die 
wirtschaftliche und finanzielle Unterstützung Bos­
nien und Herzegowinas voll nachzukommen. Der 
Rat verweist auf den in der Londoner Konferenz 
beschriebenen Zusammenhang zwischen der Er­
füllung der Verpflichtungen der Parteien aus dem 
Friedensübereinkommen und der Bereitschaft der 
internationalen Gemeinschaft, finanzielle Mittel 
für den Wiederaufbau und die Entwicklung bereit­
zustellen. Er bekräftigt, daß den Parteien selbst die 
wichtigste Rolle bei der Wiederherstellung der 
Wirtschaft ihres Landes zufallt. 
Der Sicherheitsrat bringt seine tiefe Besorgnis 
über die jüngsten Entwicklungen im Gebiet Sara­
jevos zum Ausdruck, die Tausende von bosni­
schen Serben dazu veranlaßt haben, ihre Heimstät­
ten zu verlassen. Der Rat fordert die Parteien auf, 
verstärkte Anstrengungen zur Aussöhnung und zur 
Wiederherstellung Sarajevos als Stadt mehrerer 
Kulturen und Volksgruppen, als eine Stadt von 
Bosniaken, Serben, Kroaten und anderen und als 
Hauptstadt und Sitz der künftigen gemeinsamen 
Institutionen Bosnien und Herzegowinas zu unter­
nehmen. Er fordert die Parteien ferner auf, zusätz­
liche Vorkehrungen zu treffen, um Sicherheit, Be­
wegungsfreiheit und die Bedingungen für die 
Rückkehr der betroffenen Bevölkerung in Saraje­
vo und in alle anderen übertragenen Gebiete zu ge­
währleisten. Der Rat fordert die Parteien auf, der 
Tendenz von Bevölkerungsverschiebungen und 
Teilungsversuchen nach ethnischen Gesichts­
punkten in Bosnien und Herzegowina entgegenzu­
wirken. 

Der Sicherheitsrat würdigt alle diejenigen, die für 
die Sache des Friedens im ehemaligen Jugoslawi­
en ihr Leben gelassen haben, und spricht ihren An­
gehörigen, namentlich auch den Angehörigen des 
Handelsministers der Vereinigten Staaten von 
Amerika, seine Anteilnahme aus. 
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär 
und den Hohen Beauftragten, den Rat auch künftig 
regelmäßig über die Situation in Bosnien und Her­
zegowina und über die Durchführung des Frie-
densübereinkommens unterrichtet zu halten.« 

S I C H E R H E I T S R A T - Erklärung des Präsiden­
ten vom 8. Mai 1996 (UN-Dok. S/PRST/1996/23) 

A u f der 3663. Sitzung des Sicherheitsrats am 8. 
Mai 1996 gab der Präsident des Sicherheitsrats im 
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes 
> Internationales Gericht zur Verfolgung der Ver­
antwortlichen für die im Hoheitsgebiet des ehema­
ligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht« durch den Rat 
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat gibt seiner tiefen Besorgnis 
über die jüngsten Fälle Ausdruck, in denen mit 
dem gemäß Resolution 827(1993) vom 25. Mai 
1993 geschaffenen Internationalen Gericht nicht 
zusammengearbeitet wurde, und insbesondere dar­
über, daß die Bundesrepublik Jugoslawien, wie 
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aus dem Schreiben des Präsidenten des Gerichts 
vom 24. Apri l 1996 an den Präsidenten des Rates 
(S/1996/319) hervorgeht, mit dem Gericht nicht 
zusammengearbeitet hat. 
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß er in seiner 
Resolution 827(1993) beschlossen hat, daß alle 
Staaten mit dem Internationalen Gericht und sei­
nen Organen im Einklang mit der genannten Reso­
lution und dem Statut des Gerichts voll zusammen­
arbeiten werden und daß somit alle Staaten alle 
Maßnahmen ergreifen werden, die nach ihrem in­
nerstaatlichen Recht notwendig sind, um den Be­
stimmungen der Resolution und des Statuts nach­
zukommen, so auch ihrer Verpflichtung, Hilfeer­
suchen zu entsprechen oder Verfügungen Folge zu 
leisten, die eine Strafkammer nach Artikel 29 des 
Statuts erläßt. Der Rat unterstreicht die Wichtig­
keit dieser Verpflichtungen sowie der von den Par­
teien des Allgemeinen Rahmenübere inkommens 
für den Frieden in Bosnien und Herzegowina und 
der dazugehörigen Anhänge (Friedensüberein­
kommen, S/1995/999, Anhang) eingegangenen 
Verpflichtungen, mit dem Internationalen Gericht 
voll zusammenzuarbeiten. 
Der Sicherheitsrat mißbilligt, daß die Bundesrepu­
blik Jugoslawien es bislang verabsäumt hat, die 
Haftbefehle zu vollziehen, die das Gericht gegen 
die drei in dem Schreiben vom 24. Apri l 1996 ge­
nannten Personen erlassen hat, und verlangt, daß 
diese Haftbefehle unverzüglich vollzogen wer­
den. 

Der Sicherheitsrat fordert alle Staaten und anderen 
Beteiligten auf, ihren Verpflichtungen in bezug 
auf die Zusammenarbeit mit dem Gericht voll 
nachzukommen, insbesondere ihrer Verpflich­
tung, die ihnen von dem Gericht zugehenden Haft­
befehle zu vollziehen. Er erinnert an seine Resolu­
tion 1022(1995) vom 22. November 1995, in derer 
unter anderem festgestellt hat, daß die Befolgung 
der Ersuchen und Verfügungen des Gerichts einen 
wesentlichen Aspekt der Umsetzung des Frie­
densübereinkommens darstellt. Der Rat fordert al­
le Staaten auf, soweit nicht bereits geschehen, in 
ihrem innerstaatlichen Recht Vorkehrungen zu 
treffen, die es ihnen gestatten, ihren Verpflichtun­
gen in bezug auf die Zusammenarbeit mit dem Ge­
richt voll nachzukommen. 

Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be­
faßt bleiben.« 

S I C H E R H E I T S R A T - Erklärung des Präsidenten 
vom 22. Mai 1996 (UN-Dok. S/PRST/1996/26) 

A u f der 3666. Sitzung des Sicherheitsrats am 22. 
Mai 1996 gab der Präsident des Sicherheitsrats im 
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes 
>Die Situation in Kroatien« durch den Rat im Na­
men des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat das Schreiben des General­
sekretärs vom 20. Mai 1996 an den Ratspräsiden­
ten (S/1996/363) geprüft, worin er den Rat davon 
in Kenntnis setzt, daß nach Einschätzung des 
Übergangsadministrators der militärische Anteil 
der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen 
für Ostslawonien, die Baranja und Westsirmien 
(UNTAES) disloziert und bereit ist, seinen Auf­
trag der Entmilitarisierung der Region zu erfüllen. 
Mi t der Wahrnehmung dieses Entmilitarisierungs-
auftrags wurde am 21. Mai 1996 begonnen. 
Der Sicherheitsrat fordert die Parteien auf, ihre 
Verpflichtungen aus dem Grundabkommen vom 
12. November 1995 über die Region Ostslawoni­
en, Baranja und Westsirmien (S/1995/951, An­
hang) streng einzuhalten und voll mit der U N T A ­

ES zusammenzuarbeiten. Er betont, daß sie alle 
einseitigen Maßnahmen zu unterlassen haben, 
welche die Umsetzung des Grundabkommens, na­
mentlich auch den Prozeß der Entmilitarisierung, 
behindern könnten. 
Der Sicherheitsrat erinnert die Parteien daran, daß 
die erfolgreiche Umsetzung des Grundabkom­
mens von ihnen die höchste Achtung der interna­
tional anerkannten Menschenrechte und Grund­
freiheiten verlangt. Er fordert die Parteien auf, mit 
der UNTAES auch weiterhin bei der Ergreifung 
von vertrauensbildenden Maßnahmen zusammen­
zuarbeiten, um ein Klima des gegenseitigen Ver­
trauens zu fördern. 
Der Sicherheitsrat fordert die Regierung der Repu­
blik Kroatien auf, allen Personen Amnestie zu ge­
währen, die entweder freiwil l ig oder gezwunge­
nermaßen in der Zivilverwaltung, den Streitkräften 
oder der Polizei der örtlichen serbischen Behörden 
in den ehemaligen Schutzzonen der Vereinten Na­
tionen tätig gewesen sind, mit Ausnahme aller Per­
sonen, die Kriegsverbrechen im Sinne des Völker­
rechts begangen haben. Er stellt fest, daß das in der 
Republik Kroatien kürzlich erlassene Amnestiege­
setz ein Schritt in diese Richtung ist. Der Rat for­
dert die Regierung der Republik Kroatien auf, die­
ses Gesetz möglichst bald zu einer umfassenden 
Amnestie auszuweiten, und unterstreicht, welche 
Bedeutung einer solchen Maßnahme für die Be­
wahrung des Vertrauens der Öffentlichkeit und der 
Stabilität während des Entmilitarisierungs- und 
Demobilisierungsprozesses zukäme. 
Der Sicherheitsrat unterstreicht, wie entscheidend 
es ist, der Notwendigkeit des wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus und der Kriegsfolgenbeseitigung 
in der Region Ostslawonien, Baranja und Westsir­
mien die entsprechende Aufmerksamkeit zu wid­
men, und legt den Mitgliedstaaten nahe, dazu bei­
zutragen. 

Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be­
faßt bleiben und ersucht den Generalsekretär, den 
Rat regelmäßig über die Entwicklung der Lage un­
terrichtet zu halten.« 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Präventiveinsatztruppe 
der Vereinten Nationen (UNPREDEP) in der 
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo­
nien. - Resolution 1058(1996) vom 30. Mai 
1996 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä­

gigen Resolutionen und insbesondere auf seine 
Resolutionen 1027(1995) vom 30. November 
1995 und 1046(1996) vom 13. Februar 1996, 

- in Bekräftigung seines Eintretens für die Unab­
hängigkeit, Souveränität und territoriale Un­
versehrtheit der ehemaligen jugoslawischen 
Republik Mazedonien, 

- mit Genugtuung über die wichtige Rolle, wel­
che die Präventiveinsatztruppe der Vereinten 
Nationen (UNPREDEP) wahrnimmt, indem 
sie zur Erhaltung des Friedens und der Stabi­
lität beiträgt, und unter Würdigung der Art und 
Weise, in der das Personal der UNPREDEP 
seinen Auftrag wahrnimmt, 

- feststellend, daß sich die Sicherheitssituation 
der ehemaligen jugoslawischen Republik Ma­
zedonien verbessert hat, jedoch in der Erkennt­
nis, daß es verfrüht wäre festzustellen, daß in 
der Region mittlerweile Stabilität herrscht, und 
seiner Hoffnung Ausdruck verleihend, daß die 
künftigen Entwicklungen in der Region das 
Vertrauen und die Stabilität in der ehemaligen 

jugoslawischen Republik Mazedonien nicht 
untergraben oder ihre Sicherheit bedrohen wer­
den, 

- mit Genugtuung über die Unterzeichnung des 
Abkommens zwischen der ehemaligen Repu­
blik Mazedonien und der Bundesrepublik Ju­
goslawien am 8. Apri l 1996 (S/1996/291, An­
hang) und mit der nachdrücklichen Aufforde­
rung an beide Parteien, dieses Abkommen vol l­
inhaltlich durchzuführen, einschließlich der 
Festlegung ihrer gemeinsamen Grenze, 

- sowie mit Genugtuung über die Fortschritte, 
die bei der Verbesserung der Beziehungen zwi­
schen der ehemaligen jugoslawischen Repu­
blik Mazedonien und Griechenland auf der 
Grundlage des Interimsabkommens vom 13. 
September 1995 (S/1995/794, Anhang I) er­
zielt werden konnten, 

- ferner mit Genugtuung über die enge Zusam­
menarbeit zwischen der UNPREDEP und der 
Mission der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, 

- Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ge­
schäftsträgers a.i. der ehemaligen jugoslawi­
schen Republik Mazedonien vom 11. April 
1996 an den Generalsekretär (S/1996/389), 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 23. Mai 1996 (S/1996/373 und 
Add. 1) und insbesondere seiner Bewertung 
der Zusammensetzung, der Truppenstärke und 
des Mandats der UNPREDEP, 

1. nimmt mit Genugtuung Kenntnis von dem Be­
richt des Generalsekretärs vom 23. Mai 1996; 

2. beschließt, das Mandat der UNPREDEP um ei­
nen am 30. November 1996 endenden Zeit­
raum zu verlängern; 

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, Ersuchen des 
Generalsekretärs um Unterstützung, die von 
der UNPREDEP bei der Wahrnehmung ihres 
Auftrags benötigt wird, wohlwollend zu prüfen; 

4. ersucht den Generalsekretär, den Rat über alle 
Entwicklungen am Boden und über alle ande­
ren Umstände, die Auswirkungen auf das Man­
dat der UNPREDEP haben, regelmäßig unter­
richtet zu halten, und ersucht den Generalse­
kretär ferner, die Zusammensetzung, die Trup­
penstärke und das Mandat der UNPREDEP zu 
überprüfen und dem Rat bis zum 30. Septem­
ber 1996 einen Bericht zur Prüfung vorzule­
gen; 

5. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: +14; —0; = 1 : Rußland. 

Kuba 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G - Gegenstand: 
Notwendigkeit der Beendigung der von den 
Vereinigten Staaten von Amerika gegen Kuba 
verhängten Wirtschafts-, Handels- und Finanz­
blockade. - Resolution 50/10 vom 2. Novem­
ber 1995 

Die Generalversammlung, 
- entschlossen, die strikte Achtung der in der 

Charta der Vereinten Nationen verankerten 
Ziele und Grundsätze zu fördern, 

- unter Bekräftigung, neben anderen Grundsät­
zen, der souveränen Gleichheit der Staaten, der 
Nichtintervention und Nichteinmischung in ih­
re inneren Angelegenheiten sowie der Freiheit 
des internationalen Handels und der internatio­
nalen Seefahrt, die außerdem in zahlreichen in­
ternationalen Rechtsakten verankert sind. 
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­ unter Hinweis auf die auf den ibero­amerikani­

schen Gipfeltreffen abgegebenen Erklärungen 
der Staats­ und Regierungschefs betreffend die 
Notwendigkeit, einseitig von einem Staat ge­

genüber einem anderen Staat angewandte 
Wirtschafts­ oder Handelssanktionen aufzuhe­

ben, die die Freiheit des internationalen Han­

dels beeinträchtigen, 
­ Kenntnis nehmend von dem Beschluß 360, der 

am 13. Juli 1995 von dem in San Salvador auf 
Ministerebene abgehaltenen Einundzwanzig­

sten Rat des Lateinamerikanischen Wirt­

schaftssystems verabschiedet wurde, und in 
dem die Aufhebung der Wirtschafts­, Handels­

und Finanzblockade gegen Kuba gefordert 
wird, 

­ besorgt darüber, daß Mitgliedstaaten nach wie 
vor Gesetze und andere Vorschriften erlassen 
und anwenden, deren extraterritoriale Auwir­

kungen die Souveränität anderer Staaten und 
die legitimen Interessen von ihrer Rechtshoheit 
unterstehenden juristischen oder natürlichen 
Personen sowie die Freiheit des Handels und 
der Schiffahrt beeinträchtigen, 

­ unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/19 
vom 24. November 1992, 48/16 vom 3. No­

vember 1993 und 49/9 vom 26. Oktober 
1994, 

­ besorgt darüber, daß seit der Verabschiedung 
ihrer Resolutionen 47/19, 48/16 und 49/9 wei­

tere Maßnahmen dieser Art, die darauf abzie­

len, die Wirtschafts­, Handels­ und Finanz­

blockade gegen Kuba zu verstärken und auszu­

weiten, erlassen und angewandt worden sind, 
sowie besorgt über die negativen Auswirkun­

gen dieser Maßnahmen auf die kubanische Be­

völkerung und auf kubanische Staatsangehöri­

ge, die in anderen Landern leben. 
1. nimmt Kenntnis vom Bericht des Generalse­

kretärs vom 20. September 1995 über die 
Durchführung der Resolution 49/9; 

2. wiederholt ihre Aufforderung an alle Staaten, 
in Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach der 
Charta der Vereinten Nationen und dem Völ­

kerrecht, worin unter anderem die Freiheit des 
Handels und der Schiffahrt festgeschrieben 
wird, vom Erlaß und von der Anwendung von 
Gesetzen und Maßnahmen der in der Präambel 
dieser Resolution genannten Art Abstand zu 
nehmen; 

3. richtet erneut die dringende Aufforderung an 
die Staaten, in denen solche Gesetze oder Maß­

nahmen bestehen und nach wie vor angewandt 
werden, so bald wie möglich und in Überein­

stimmung mit ihrer Rechtsordnung die erfor­

derlichen Schritte zu unternehmen, um sie auf­

zuheben oder außer Kraft zu setzen; 
4. ersucht den Generalsekretär, in Konsultation 

mit den entsprechenden Organen und Organi­

sationen des Systems der Vereinten Nationen 
und unter Berücksichtigung der Ziele und 
Grundsätze der Charta und des Völkerrechts 
einen Bericht über die Umsetzung der vorlie­

genden Resolution zu erstellen und ihn der Ge­

neralversammlung auf ihrer einundfünfzigsten 
Tagung zu unterbreiten; 

5. beschließt, den Punkt Notwendigkeit der Be­

endigung der von den Vereinigten Staaten von 
Amerika verhängten Wirtschafts­, Handels­

und Finanzblockade gegen Kuba< in die vor­

läufige Tagesordnung ihrer einundfünfzigsten 
Tagung aufzunehmen. 

Abstimmungsergebnis: +117; ­3: Israel, Usbe­

kistan. Vereinigte Staaten; = 38 (darunter 
Deutschland). 

Olympisches Ideal 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G ­ Gegenstand: 
Das olympische Ideal. ­ Resolution 50/13 vom 
7. November 1995 

Die Generalversammlung, 
­ unter Hinweis auf ihre Resolution 49/29 vom 7. 

Dezember 1994, in der sie den Generalsekretär 
ersuchte, die Jugend­ und Sportminister oder 
die entsprechenden Amtsträger der Mitglied­

staaten zu ermutigen, sich an der Behandlung 
eines Punktes mit dem Titel >Schaffung einer 
friedlichen und besseren Welt mit Hilfe des 
Sports und des olympischen Ideals< zu beteili­

gen, welche die Generalversammlung auf ihrer 
fünfzigsten Tagung, kurz vor dem hundertsten 
Jahrestag der Wiederbelebung der Olympi­

schen Spiele auf Initiative des französischen 
Erziehers Baron Pierre de Coubertin im Jahre 
1896 in Athen, vornehmen wird, und in der sie 
die Mitgliedstaaten aufforderte, bei der fünf­

zigsten Versammlungstagung zu bekräftigen, 
daß sie während der nächsten Olympischen 
Sommerspiele die olympische Waffenruhe 
achten werden, 

­ sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 48/1 1 
vom 25. Oktober 1993. mit der sie unter ande­

rem die antike griechische Tradition der 
Ekecheirie oder >olympischen Waffenruhe* 
wiederbelebt hat, der zufolge während der 
Olympischen Spiele alle Feindseligkeiten ein­

gestellt werden, und mit der sie somit die Ju­

gend der Welt für die Sache des Friedens enga­

giert hat, 
­ unter Berücksichtigung der Resolution С М / 

Res.28 ( L X I I ) , die den Aufruf zur Einhaltung 
einer olympischen Waffenruhe unterstützt und 
die vom Ministerrat der Organisation der A f r i ­

kanischen Einheit auf seiner vom 21. bis 23. 
Juni 1995 in Addis Abeba abgehaltenen, zwei­

undsechzigsten ordentlichen Tagung verab­

schiedet und von der Versammlung der Staats­

und Regierungschefs dieser Organisation ge­

billigt wurde, 
­ erneut erklärend, daß das olympische Ideal die 

internationale Verständigung insbesondere un­

ter den Jugendlichen der Welt mit Hilfe von 
Sport und Kultur im Interesse einer harmoni­

schen Entwicklung der Menschheit fördert. 
­ mit Genugtuung über die steigende Zahl von 

Vorhaben, die vom Internationalen Olympi­

schen Komitee und dem System der Vereinten 
Nationen gemeinsam durchgeführt werden, 
wie zum Beispiel die vor kurzem abgehaltenen 
Tagungen >Sport gegen Drogen*, >Sport und 
Umwelt*, >Sport für alle und Gesundheit für al­

le* und »Forum über körperliche Betätigung 
und Sport*, an denen das Programm der Ver­

einten Nationen für die internationale Drogen­

bekämpfung, das Umweltprogramm der Ver­

einten Nationen, die Weltgesundheitsorganisa­

tion beziehungsweise die Organisation der 
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen­

schaft und Kultur mitgewirkt haben, 

1. fordert die Mitgliedstaaten auf zu bekräftigen, 
daß sie während der Spiele der X X V I . Olym­

piade, den Jahrhundertspielen, die vom 19. Juli 
bis zum 4. August 1996 in Atlanta (Vereinigte 
Staaten von Amerika) stattfinden werden, die 
olympische Waffenruhe achten werden, sowie 
jeweils vor den Olympischen Sommer­ und 
Winterspielen zu bekräftigen, daß sie die olym­

pische Waffenruhe achten werden; 
2. spricht dem Internationalen Olympischen Ko­

mitee, nunmehr im 101. Jahr seines Bestehens, 

ihre Anerkennung aus für die Förderung der in­

ternationalen Verständigung und der Gleichbe­

rechtigung der Staaten und dafür, daß es durch 
seinen Beitrag zur Entwicklung des Sports und 
des olympischen Ideals der Sache des Friedens 
und des Wohlergehens der Menschheit dient: 

3. vermerkt mit Genugtuung die Mitwirkung der 
Jugend­ und Sportminister und der entspre­

chenden Amtsträger und die Anwesenheit des 
Präsidenten des Internationalen Olympischen 
Komitees bei der Behandlung des Tagesord­

nungspunkts »Schaffung einer friedlichen und 
besseren Welt mit Hilfe des Sports und des 
olympischen Ideals* auf ihrer fünfzigsten Ta­

gung; 
4. regt an. daß die nationalen Jugend­ und Sport­

ministerien erwägen sollten, im Geiste der 
olympischen Ethik und des Fair play mit der 
olympischen Bewegung bei vorbeugenden Er­

ziehungsprogrammen wie Anti­Doping­Pro­

grammen, der Verhütung von Drogen­

mißbrauch, dem Umweltschutz und der ver­

stärkten Einbeziehung von Frauen in alle 
Aspekte der Sportbewegung zusammenzuar­

beiten: 
5. ersucht den Generalsekretär, mit dem Interna­

tionalen Olympischen Komitee auch weiterhin 
bei gemeinsamen Vorhaben zur Förderung des 
Friedens, der Gleichberechtigung der Staaten 
und der harmonischen Entwicklung der 
Menschheit zusammenzuarbeiten; 

6. beschließt, den Punkt »Schaffung einer friedli­

chen und besseren Welt mit Hilfe des Sports 
und des olympischen Ideals* in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer zweiundfünfzigsten Ta­

gung aufzunehmen, und dies danach alle zwei 
Jahre zu tun. so daß der Punkt jeweils vor den 
Olympisehen Sommer­ und Winterspielen be­

handelt wird. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Abstim­

mung angenommen. 

Dokumentation des Sicherheitsrats 

S I C H E R H E I T S R A T ­ Mitteilung des Präsiden­

ten vom 24. Januar 1996 (UN­Dok. S/1996/55) 

1. Im Rahmen der Bemühungen zur Verbesserung 
der Dokumentation des Sicherheitsrats haben die 
Ratsmitglieder erneut die Liste von Angelegenhei­

ten geprüft, mit denen der Sicherheitsrat befaßt ist 
(S/1996/15). Der Rat hat beschlossen, die folgen­

den Angelegenheiten von der Liste zu streichen: 
die Gegenstände Nummer 3,4, 57 und 125. 
2. Die Ratsmitglieder werden die Liste der Angele­

genheiten, mit denen der Sicherheitsrat befaßt ist, 
auch künftig von Zeit zu Zeit prüfen. 
3. Dieser Beschluß ist nach ausführlicher Prüfung 
und entsprechenden Konsultationen von der Infor­

mellen Arbeitsgruppe des Sicherheitsrats betref­

fend die Dokumentation des Rates und andere Ver­

fahrensfragen gefaßt worden. 
4. Die Streichung oder NichtStreichung einer An­

gelegenheit von der Liste der Angelegenheiten, 
mit denen der Sicherheitsrat befaßt ist, hat keine 
Implikationen für die Sache selbst. Der Rat kann 
jederzeit beschließen, eine Angelegenheit in die 
Tagesordnung einer Sitzung des Rates aufzuneh­

men, unabhängig davon, ob diese Angelegenheit 
auf der Liste steht oder nicht. 

Quelle für die Übersetzungen der UN­Dokumente: Deut­

scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New 
York 
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